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Salzkorn
NachdemAuto soll es in
Schweizer Städtennunauch
derWerbungandenKragen
gehen.Genf und Luzern, wo ein
Verbot von Plakaten angestrebt
wird, sind wohl erst die Vorrei-
ter. Plakate sind zwar beim
Publikum beliebter als andere
Werbeformen. Und verdecken
manchmal sogar obrigkeitliche
Bausünden. Aber sie werben
eben doch meistens für – pfui –
Kommerzielles.

Immerhin hatte einst sogar
das DDR-Regime den Vorteil
von Plakaten entdeckt, um die
sozialistische Tristesse seiner
Städte etwas aufzulockern.
Indem etwa für «Frieden und
Sozialismus» oder für «Plaste
und Elaste aus Schkopau»
geworben wurde. Dabei wusste
jeder DDR-Bürger: Zu kaufen
gab es deshalb trotzdem fast
nichts.

Unsere hiesigen rot-grünen
Puritaner versprechen dafür
Plakatflächen, auf denen sich
die Bevölkerung frei und demo-
kratisch äussern könne. Wir
freuen uns schon auf die ersten
Plakate, auf denen dann etwa
Staatserhaltendes wie «Fuck
the Police» zu lesen ist. G.F.H.

Focus
Gefunden: Die besten
Drehbuchideen mit
St.Galler Bezug. 15

ANZEIGE

Romanmit schwarzemHumor
Arno Camenisch stellt zwei Männer
an den Skilift, die herrlich makaber
über das Leben philosophieren. 13

Bürgerhof bleibt in Stadtbesitz
Der Stadtrat Bischofszell hat das
Kaufangebot eines Ostschweizer
Unternehmens abgelehnt. 29

Haagmuss sich Befangenheit
vorwerfen lassen

Gerichtsurteil Der zweite Besuch
war einer zu viel: Baudirektorin
Carmen Haag ist laut Thurgauer
Verwaltungsgericht zu weit ge-
gangen, als sie auf Einladung
einen Betrieb besuchte, der eine
umstrittene Biogasanlage errich-
tenwill.Damithabesieals Chefin
jenes Departements, das gleich-
zeitig Rekursinstanz ist, den

Anschein von Befangenheit er-
weckt. Nun muss der Kanton den
Rekurs gegen die Baubewilligung
für die 90 Meter lange und rund
12 Meter hohe Anlage neu be-
urteilen. In einem ersten Ent-
scheid war er abgelehnt worden.
Worauf die Rekurrenten wegen
Befangenheit Haags vor Gericht
gezogen waren. (ck) 25

Schwingfest-Finanzchef
wegenVeruntreuungverurteilt
Prozess Der ehemalige Finanz-
chef des Schwägalp-Schwingets
hat zugegeben, knapp 300 000
Franken veruntreut zu haben.
Gestern stand der Mann vor dem
Kreisgericht Wil. Es verurteilte
den 66-Jährigen wegen mehr-
facher Veruntreuung, Urkunden-
fälschung und Verleumdung zu
einer bedingten Freiheitsstrafe

von 18 Monaten sowie einer Bus-
se von 2000 Franken. Die Probe-
zeit beträgt zwei Jahre. Nachdem
seine fraglichen Überweisungen
aufgeflogen waren, hatte sich der
heute pensionierte Treuhänder
und ehemalige St.Galler SVP-
Kantonsrat selber angezeigt. Er
hat dem Verein das Geld vollum-
fänglich zurückbezahlt. (rw) 52

Romanshorn
übernimmt
Pionierrolle

Romanshorn Die Verantwortli-
chen der Hafenstadt wollen Neu-
es wagen. Im überarbeiteten Bau-
reglement schlagen sie als erste
Gemeinde in der Ostschweiz vor,
die Ausnützungsziffer durch die
sogenannte Grünflächenziffer zu
ersetzen. Es geht dabei darum,
wie dicht eine Parzelle bebaut
werden kann. Dank des System-
wechsels ist von den Volumen her
mehr möglich. Die Stadt will
damit vor allem die bauliche Ver-
dichtung gegen innen fördern.
Aus dem gleichen Grund ist in ge-
wissen Zonen eine Mindestaus-
nutzung vorgesehen. Damit wird
verhindert, dass kleine Häuser
gebaut werden, wo grosse mög-
lich sind. Gewisse Korrekturen
sind auch beim Zonenplan vorge-
sehen. Es wird zum Beispiel eine
Arbeitszone Hafen geschaffen,
die eine Art Gewerbezone mit
Wasserbezug ist. Auch Gefahren-
zonen gibt es neu. Zum Problem
werden könnte vor allem Hoch-
wasser. Betroffen ist hauptsäch-
lich der Süden der Stadt. Keine
grossen Änderungen vorge-
nommen hat der Stadtrat beim
Schutzplan. (mso) 27

Neue Abzeichen
für die Armee

Militär Wegen der Armeereform
erhalten fast 50 000 Soldaten
neue Verbandsabzeichen. Die
Umrüstung ist aufwendig: Die
Planung dafür begann bereits vor
zwei Jahren, wie die Armeezeit-
schrift «Intra» berichtet. Weil die
Abzeichen teilweise an den Uni-
formen angenäht sind, bieten
einige Armeelogistikzentren pen-
sionierte Schneider und Schnei-
derinnen auf,um die Extra-Arbeit
zu bewältigen. Nötig ist die Aus-
tauschaktion wegen der aktuel-
len Armeereform, die ab diesem
Jahr umgesetzt wird. Sie krempelt
die Struktur der Armee um. Viele
Soldaten werden neu eingeteilt –
und benötigen daher andere Ver-
bandsabzeichen. (mjb) 4

Für kollektiven
Rechtsschutz

Bern Auch wenn es in der
Schweiz künftig keine Sammel-
klage nach US-amerikanischem
Vorbild geben wird: Im Rahmen
der geplanten Revision der Zivil-
prozessordnung wird es auch um
die Schaffung von Instrumenten
des kollektiven Rechtsschutzes
gehen – also darum, wie sich Klä-
ger gemeinsam für ihre Rechte
einsetzen können. (red) 2, 3

DieTierschützer in
einer heiklenDoppelrolle
Frauenfeld Die Stiftung Tier im Recht gehört der Untersuchungskommission im Fall

Hefenhofen an. Sie taucht auch dort auf, wo lauthals Behördenversagen proklamiert wird.

SilvanMeile

Das ist ein Tanz auf zwei Hoch-
zeiten. Die Stiftung Tier im Recht
entsendet eine Vertreterin für
den Tierschutz in die unabhängi-
ge Untersuchungskommission
zum Fall Hefenhofen. Gleichzei-
tig referiert ein anderer Jurist die-
ser Organisation am Sonntag-

nachmittag an einem Anlass des
Tierschützers Erwin Kessler.
Noch bevor die Kommission ein
erstes Untersuchungsresultat
veröffentlicht hat, sind bei dieser
Veranstaltung die Meinungen
längst gemacht: «Versagen der
Behörden».

Diese Doppelrolle der Stif-
tung ist auch Hanspeter Uster,

Leiter der unabhängigen Unter-
suchungskommission, nicht ent-
gangen.Erverlangtedeshalbeine
Zusicherung,dasskeine Informa-
tionen und Erkenntnisse aus den
Untersuchungsarbeiten in die
Stiftung gelangen. Absolute Ver-
schwiegenheit fordert ausserdem
ein speziell für die Arbeit dieser
Kommission erstelltes Regle-

ment. Das werde eingehalten,
heisst es bei der Stiftung Tier im
Recht auf Nachfrage. Für die Ver-
anstaltung von Kessler sei man
für ein Referat eines Rechtsex-
perten angefragt worden. «Wir
sind aber nicht unter diesem pla-
kativen Titel zur Teilnahme ein-
geladen worden», heisst es bei
der Stiftung weiter. 23

Steckborn Die erste Nähmaschine aus dem Jahr 1893 schaffte 600 Stiche in der Minute.
Das neuste Modell hat den Takt auf 2200 erhöht. Seit 1986 gibt es computergesteuerte
Bernina-Nähmaschinen. 67 Prozent der Produktion gehen in die USA, wo Bernina bei Quilt-
näherinnen beliebt ist. Seit 1990 wird auch in Thailand gefertigt. 9 Bild: Reto Martin

DieNähmaschinenfabrikBernina feiert ihr 125-Jahr-Jubiläum

Inhalt
Immobilien 8

Ostevent 12
Rätsel 17

Fahrzeugmarkt 18
TV/Radio 20

Stellen 32, 34, 36
Traueranzeigen 39

Gesucht in Frauen-
feld + Umgebung

Bauland
(Abbruchobjekt)

Schnelle, unkompli-
zierte + transparente
Kaufabwicklung.

Ed. Vetter AG, 9506 Lommis
Urs Vetter, 052 369 45 44
urs .vet ter@vet ter. ch

Ausgezeichneter Genuss aus der Region

www.st.galleroel.ch

St.Galler Rapsöl kaltgepresst

9 7 7 1 6 6 0 2 9 2 0 0 5

5 0 0 0 2

sklern01
Textfeld
TZ 12.1.18, S. 1+23



Freitag, 12. Januar 2018 23

Kirchgemeindeversammlung
Katholisch-Weinfelden hat einen
neuen Interims-Pfarreileiter. 31

Drei Viertel sind
im Trockenen

Initiative Noch 68 Tage bleiben
Zeit. Zeit, um4000Unterschrif-
ten für die «Volksinitiative für
transparenteBehörden imThur-
gau» zusammenzubekommen.
Diese hat zum Ziel, das Öffent-
lichkeitsprinzip inderVerfassung
des Kantons Thurgau zu veran-
kern. Das Öffentlichkeitsprinzip
schreibt vor, dass Dokumente
von Behörden grundsätzlich öf-
fentlich sind – mit einigen Aus-
nahmen. Beim Bund und den
meistenKantonen ist das bereits
der Fall.

WieUeli Fisch, Präsidentdes
Initiativkomitees, auf Anfrage
sagt, sindbislangDreiViertel der
nötigen Unterschriften im Tro-
ckenen. «Ich bin zuversichtlich,
dasswir es schaffen.»Einpartei-
übergreifendesKomitee sammelt
seitEndeSeptemberUnterschrif-
ten.Die verbleibendenden zwei-
einhalb Monate sollen genutzt
werden, um die fehlenden zu
sammeln.DieFasnachtbieteeine
guteGelegenheit, sagtFisch:«An
der Fasnacht verstecktman sich,
wir wollen Transparenz schaf-
fen.» Auch weitere Anlässe und
Aktionen seien geplant. Auf ei-
nenöffentlichenAnlass freut sich
Fisch besonders: Am 14.Februar
referiertMartin Stoll,Geschäfts-
führer des Vereins Öffentlich-
keitsgesetz.ch, in Arbon. (seb.)

www.offenstattgeheim.ch

Stiftung spieltKläger undRichter
Frauenfeld Tierschützer prangern amSonntag «das Versagen der Behörden» imFall Hefenhofen an.Mit dabei

ist die Stiftung Tier imRecht. Sie sitzt aber gleichzeitig in der unabhängigenUntersuchungskommission.

SilvanMeile
silvan.meile@thurgauerzeitung.ch

DieMeinungenderTierschützer
sind längst gemacht: Die Thur-
gauer Behörden haben versagt,
sie liessen sich an der Nase her-
umführen.DashabedasTierleid
in Hefenhofen nach sich gezo-
gen. So heisst es auf der Ankün-
digung zur Veranstaltung «Nie
wiedereinFallHefenhofen».Am
Sonntag rollt Erwin Kessler, Prä-
sident des Vereins gegen Tierfa-
briken, den Fall um den Pferde-
züchter Ulrich K. in der Frauen-
felder Konvikthalle nochmals
auf.Dabeiwerden«dasVersagen
der Behörden und die Forderun-
gen für die Zukunft im Tier-
schutzvollzug» thematisiert.

ZurVerschwiegenheit
verpflichtet

Für seinen Anlass, der die Besu-
cher zehn Franken kostet, kün-
digtKesslernebst seineneigenen
AusführungennochReferatever-
schiedener Gastredner an. Auch
Andreas Rüttimann wird das
Wort ergreifen. Der Jurist der
Tierschutzorganisation Stiftung
Tier im Recht ist somit Teil der
Veranstaltung, anwelcherdieBe-
hörden angeprangert werden.
Das ist deshalb fragwürdig, da
auchVanessaGerritsen fürdiese
Stiftung arbeitet, gleichzeitig
aber der unabhängigenUntersu-
chungskommission umHanspe-
ter Uster angehört. Detailliert
will dieKommissiondenFallHe-
fenhofen untersuchen und hält
dabei ihreUnabhängigkeit hoch.
Die Resultate der Untersuchun-
gen werden mit Empfehlungen
verbunden sein. Diese reichen
möglicherweise bis zu personel-
len Konsequenzen.

Die Doppelrolle der Stiftung
Tier im Recht ist auch Kommis-
sionspräsident Uster, der die
Untersuchungen leitet, nicht ent-
gangen. «Mir ist versichert wor-
den, dass keine Informationen

aus der Untersuchungskommis-
sion indieStiftungfliessen», sagt
Uster. Dass Tierschützerin Ger-
ritsenkeineErkenntnisseausden
Untersuchungen an ihren Kolle-
gen und Referenten Rüttimann
weitergebendarf, ist auch imspe-
ziell fürdieseKommissionausge-
arbeiteten Reglement geregelt.
Dort ist festgehalten, dass alle
Mitglieder über alles, das sie in
der Kommission erfahren, «zur
absolutenVerschwiegenheit ver-
pflichtet» sind. «Das gilt selbst-
verständlich für alle Kommis-
sionsmitglieder, nicht nur für
Frau Gerritsen», sagt Uster. De-

renArbeit inderUntersuchungs-
kommission schätze er sehr.

«Wir sindnichtunterdiesem
Titel eingeladenworden»

«Wir sehendasnicht alsDoppel-
rolle», sagt Vanessa Gerritsen.
Dass in der Einladung von «Ver-
sagen der Behörden» die Rede
sei, widerspiegle die Meinung
von Organisator Kessler. «Wir
sindabernicht unter diesempla-
kativen Titel zur Teilnahme an-
gefragtworden»,betontdie Juris-
tinder StiftungTier imRecht. Im
Referat ihres Kollegen gehe es
nicht um Schuldzuweisungen.

Vielmehrwerdedarinaufgezeigt,
welche juristischen Möglichkei-
ten kantonale Veterinäramter
generell hätten, umProbleme im
Tierschutzvollzug zuverhindern.
Das Engagement ihrer Stiftung
lassedurchaus einMitwirkenauf
beidenSeiten zu.«Wir sind ja als
Tierschutzvertreter indieUnter-
suchungskommission gewählt
worden», sagt Gerritsen. Von
Kessler seien sie wiederum als
Rechtsexperten angefragt wor-
den.

Unter den Referenten am
sonntäglichen Anlass ab 14 Uhr
tauchen auch «Blick»-Journalist

MarcoLatzer sowiedieKantons-
räte Jakob Auer (Arbon, SP) und
JostRüegg (GP,Kreuzlingen) auf.
Beide sind im Grossen Rat mit
kritischen Vorstössen zum Fall
Hefenhofen aufgefallen und
wohl deshalb von Tierschützer
ErwinKessler zurTeilnahmean-
gefragt worden. Er werde Miss-
stände inderVerwaltunganspre-
chen, sagtAuer.«Ichsageeinfach
meine Meinung.» Auch Rüegg
beabsichtigt, kein Blatt vor den
Mund zu nehmen. «Die Regie-
rung hat viel zu spät reagiert.»
Bezüglich Krisenmanagement
habe sie völlig versagt.

Tierschützer demonstrieren in Frauenfeld gegen Regierungsrat Schönholzer und Kantonstierarzt Witzig. Bild: Donato Caspari (16. August 2017)

EDU:Multikulti nurmit starker Leitkultur
Jahresziele Die EDUThurgauwehrt sich gegen falsche Toleranz und kritisiert dieNichtanerkennung Jerusalems als israelischerHaupt-
stadt. Baulandmüsse zuKulturlandwerden.HoheHäuser sollten Schattenwerfen dürfen, der Bodensee als Energiequelle dienen.

Für EDU-Thurgau-Präsident
Hans Trachsel gilt es, die christ-
licheKultur«alsBasis zunehmen
und den Umgang mit unseren
Werten lehren». Es sei wichtig,
im Alltag nicht einfach eine fal-
scheToleranz imUmgangmit an-
deren Kulturen zu leben, sagte
der Amriswiler an der EDU-Jah-
resziele-Medienkonferenz am
Dienstagabend im Weinfelder
«Trauben». Einmultikulturelles
Miteinanderkönnenurdanneine
Bereicherung darstellen, «wenn
die bestehende Leitkultur ge-
stärkt wird».

DerRomanshornerKantons-
ratDaniel Frischknechtwünsch-
te sich mehr Mut zum Wider-
spruch. Stattdessen seheer inder

Politik einen «richtigen Werte-
zerfall», wenn Volksinitiativen
verfälscht oder gar nicht umge-
setzt würden. Es herrsche eine
Kultur der Feigheit, die sich im
Umgang mit anderen Ländern
und Religionen zeige. So habe
sich die Schweiz nicht dazu
durchringen können, Jerusalem
alsHauptstadt Israels anzuerken-
nen, ärgerte sich Frischknecht.
Im Gegenteil: «Leider stellt sich
hier die Schweiz wieder feige in
eine antisemitische Ecke.»

Für den Frauenfelder Kan-
tonsrat Christian Mader ist es
wichtig, dass man die Bekennt-
nisse zur haushälterischen Nut-
zung des Bodens und zum ver-
dichtetenBauenauch tatsächlich

mit Nachdruck umsetzt. «Dies
würde bedeuten, dass Bauland
wiederKulturlandwird, ein altes
zweigeschossigesHausneu vier-
geschossigwirdundZonenpläne
und Ausnutzungen so angepasst

werden, dass höhere Liegen-
schaften gebaut werden, die
Schatten abwerfen.»

Der Heldswiler Kantonsrat
Peter Schenk gab zu bedenken,
dass auf dem Weg zur Energie-

wendederKantonThurgaudavor
zurückschrecke, zwei hocheffi-
zienteEnergiequellen zunutzen:
GeothermieundSeewasserener-
gie. Während man bei der Geo-
thermie schon präventivGründe
erfinde, um gar keine Erschlies-
sungsrisiken tragen zu müssen,
sei es bei 90 Kilometern Boden-
seeuferlängegeradezuunverant-
wortlich, dass dies kein Thema
sei. Marlise Bornhauser, Kan-
tonsrätin ausWeinfelden, erklär-
te, dass dieEDUganzgenauhin-
schauen werde, wie sich die
UmsetzungdesLehrplansVolks-
schule Thurgau gestaltenwerde.
Wichtig sei auch, dass in Fragen
derGender-Problematik oder im
Sexualkundeunterricht klare

Ordnungen nicht noch weiter
verwässert würden. Kantonsrat
Iwan Wüst aus Tuttwil betonte,
dass dieEDUsich für denSchutz
jeden Lebens – «von der Zeu-
gung bis hin zum natürlichen
Tod» – einsetze. Das Erstere soll
durch gezielte Abtreibungsbera-
tung, aber auch durch die Mög-
lichkeit der Adoption geschützt
werden. Schwer Erkrankten sei
so beizustehen, dass man ihnen
gegenüber keinen Druck auf-
baue, sondern ihnen vielmehr
dieMöglichkeit gebe,mittels pal-
liativer Pflege human sterben zu
dürfen.

Christof Lampart
thurgau@thurgauerzeitung.ch

Die EDU-Vertreter: Daniel Frischknecht, Hans Trachsel, Peter Schenk,
Marlis Bornhauser, IwanWüst, Christian Mader. Bild: Christof Lampart

Zusätzliche Plätze
in Pflegeheimen

Thurgau Der Regierungsrat hat
die Pflegeheimliste um 31 Plätze
verlängert, von bisher 3085 auf
neu3116Betten. FürdiePlanung
und im Bau befindlicher Plätze
gilt weiterhin eine Bettenober-
grenze von 3222 Betten. Im
SchlossHauptwilwerden42Bet-
ten aufgehoben. Weitere Ände-
rungen:PflegeheimRüti, Sirnach
(-11), Genossenschaft Alterszen-
trumKreuzlingen (+76),Kneipp-
hofDussnang (+8). (red)


